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Drudrsacbe 2066 


Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 16. September 1960 

IV c 1 - 592/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Erstattungsansprüche der Renten versicherungsträger 
gegen den Bund nach § 90 des Bundesversorgungs- 
gesetzes 

Bezug : Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
4. Juli 1958 

— Drucksachen 300, 401, Umdruck 137 — 


Namens der Bundesregierung beridite ich wie folgt: 

Nach Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbeiterrentenversidierungs- 
Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes bleiben Verpflidi- 
tungen des Bundes für die Zeit vor dem Inkrafttreten dieser 
Gesetze unberührt. Zur abschließenden Regelung der nach 
diesen Vorsdiriften in Verbindung mit § 90 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes bestehenden Verpflichtungen des Bundes 
zur Erstattung der Mehraufwendungen der Träger der gesetz- 
lidien Rentenversicherungen bis zum 31. Dezember 1956 wegen 
vorzeitiger Ansprüche auf Rentenleistungen infolge von Kriegs- 
beschädigungen wurde mit den Trägern der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten eine Vereinbarung 
getroffen. 

Danach sollen 

1. die Verpflichtungen aus § 90 des Bundesversorgungsgesetzes 
auf 1700 000 000 Deutsdie Mark beziffert werden; 

2. die Zinsen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1960 mit dem 
Pauschalbetrag von 400 000 000 Deutsche Mark abgegolten 
werden; 

3. zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten den Rentenver- 

sicherungsträgern Schuldbuchforderungen gegen den Bund 
im Gesamtbeträge von 2 100 000 000 Deutsche Mark 
zugeteilt werden, die vom 1. Januar 1961 ab mit jährlich 
5 V 2 zu verzinsen und vom 1. Januar 1962 ab mit 

jährlich 2 Vy v. H. zuzüglich der durch die Tilgung erspar- 
ten Zinsen zu tilgen sind. 
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Dementsprechend ist in den von der Bundesregierung beschlos- 
senen Entwurf des Hauslialtsgesetzes 1961 folgende Vorschrift 
nufgenommen worden : 


.§ 28 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, den Trä- 
gern der Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten- 
versicherung der Angestellten zur Abgeltung ihrer Ansprüche 
aus § 90 des Bundesversorgungsgesetzes in Verbindung 
mit Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversidierungs-Neuregelungsgesetzes in Höhe von 
1 700 000 000 Deutsche Mark zuzüglich eines Pauschalbetrages 
für Zinsen bis zum 31. Dezember 1960 in Höhe von 
400 000000 Deutsche Mark Schuldbudiforderungen gegen den 
Bund im Betrage von 2100 000000 Deutsche Mark zuziitei- 
len, die auf Ersuchen des Bundesministers der Finanzen in 
das Bundesschuldbuch eingetragen werden. Die Sdiuldbuch- 
forderungen sind vom 1. Januar 1961 ab mit J’/o jährlich 
zu verzinsen und vom 1. Januar 1962 ab mit jährlidi 2'/j v. H. 
zuzüglidr der durch die Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen. 
Die erste Zinszahlung ist am 2. Januar 1962, die erste Zins- 
und Tilgungszahlung am 2. Januar 1963 zu leisten. Die 
Schuldbudiforderungen dürfen vom Ersterwerber nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen ver- 
äußert werden." 
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